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Die erſten Verhaftungen
Raub an öer Düſſeldorfer Reichsbankſtelle Beſchlagnahme von Kohlenzügen Die Fechenbeſitzer vor dem Kriegsgericht Reichsbefehl an die Eiſenbahner

Wachſenöde Verſtimmung des Aus andes Verorönung über Wucher und Schlemmerei

Berſtärkung der Follker
Düſſeldorf 19 Januar Eig Drahtmeldung Da die deut

ſchen Induſtriellen die ihnen von General Degoutfe vorgeſchriebe
en Kohlenlieferungen nicht erfüllt haben, ſo wercen von heute
ab die angeordneten Requiſitionen ausgedehnt werden Es iſt
nur noch die Frage ob die Kohlen ber der Förderung aus den
Bergwerken konfisziert werden oder ob man ſofort die Konfis
kation der Zeche zwecks eigener Forderung durchführen wird
Vorlaufig ſind ſämtliche Waggons und Laſträhne im Ruhrgebiet
ſchlagnaymt worden Dieſe vVeſchlagnahme bezieht ſich übrigens
au qhauf die linksrheiniſche Seite Es werden aus Ludwigshafen
und Frankenthal vieſelben franzoſtſcherſerts ergriffenen Maß
nahmen gemeloet Laut Befehl der IJnreralliterten Rheinland
kommiſſion vom 18 Januar ſind von jetzt ab beſchlagnahymt
1 Die Akten und die aus den Zolleinnahmen heeruhrenden
Gegenſtände ſowie die künftigen Vereinnahmungen 2 Die
Akren und die aus den Siaats Und Gemerndeforſten herrührenden
Einnahmebeſtände ſowie die künftigen Vereinnahmungen und das
Holz auf den Hieben und auf Lagerplätzen 3 Die aus der
Kohylenſteuer heerrührenden Einnahmebe ſtände Ueber Zuwider
handlungen entſcheiden die Militärgerichte Kein Beamter darf
ſeine Dienſtſtelle ohne Genehmigung der Delegierten der Rhein
landkommiſſon verlaſſen

Geſtern nachmittag ſind die erſten Eingriffe in das Eiſenbahn
weſen erfolgt und zwar ſind vier Züge die für das unbeſetzte
deutſche Gebiet beſtimmt waren beſchlagnahmt wurden Es
wurde rerfügt daß dieſe Züge nach dem am weſtlichen Eingang
des Ruhrgebietes liegenden Verſchiebebahnhof Wedau zurückge
leitet werden ſollten Ob dieſem Befehl von ſeiten des Eiſen
bahnperjonals unter dim Druck der militäriſchen Beſatzung Folge
geleiſtet worden iſt ſteht zur Stunde nach nicht feſt Es handelt
ſich bei den vier Zügen um zum Teil mit Koks beladene
Züge für das Leungwerf und ein anderes Werkim mittel deutſchen Braunkohlegnrevier Die Ve
ſchlagnahme der vier beladenen Kokszüge beleuchtet ſchlaglicher
artig die Bedrängnis in vie die Lothringer Hütteninduſtrie durch
das Fehlen der deutſchen Koksmengen gekommen iſt Wie zuver
läſſig verlautet hat ſich ein großes Hüttenwerk ſchon veranlaßt
geſehen zwei Hochöfen auszublaſen Weitere Stillegungen wer
den bei fortdauerndem Koksmangel in Lothringen unvermeidlich
ſein Jnſolge der franzöſiſchen Maßnahmen iſt die lothringiſche
Hütteninduſtrie vom Ruhrgebiet abgeſchnitten und die Korsliefe
rungen ſind ſchon über eine Woche ausgeblieben Dabei muß
berückſichtigt werden daß bei den Lothringer Hüttenwerkten in
Form von Halden ein ziemlich groher Vorrat von Koks vorhan
den ſein durfte doch genügen die Verladeeinrichtungen dieſer
Kokshalden den Anſordeungen nicht Es önnen höchſtens 25 Proz
des Bedarfs an Koks von den Halden zur Hütte geſchaftf werden

Kriegsgerichlsverfahren gegen die Zechenverkreker

Paris 19 Januar Eigene Drahtmeldung Wie Havas aus
Düſſeldorf meldet iſt gegen ſechs deutſche Jnvufſtrielle darunter Fritz
Thyſſen die in der vorgeſtrigen Sitzung in Düſſeldorf anweſend waren
Anklage erhoben worden Sie werden vor das Kriegsgericht des Großen
Hauptquartiers in Düſſeldorf geſtellt werden Nachdem die franzöſiſche
Preſſe nunmehr zugeben muß daß die in Paris ſo gefliſſentlich ver
breiteten Meldungen von einem Nachgeben der deutſchen Induſtriellen
im Ruhrgebiet falſch ſind iſt die Ernüchterung um ſo größer Mit Stolz
weiſt man darauf hin daß die Requirierung von Kohle bereits ganze
597 Tonnen Steinkohle und 5800 Tonnen Koks erbracht habe Dieſe
Mengen ſollen von einem für das unbeſetzte Deutſchland beſtimmten
Kohlenzug ſtammen den man angehalten und nach Frankreich umgeladen
habe Aus Eſſen wird ferner gemeldet Geſtern abend ſind ſieben Herren
durch Vermittlung des Polizeipräſidenten von Eſſen zu einer Beſprechung
nach Bredency geladen worden doch haben ſie wie die Telegraphen
Union erfährt dieſer Einladung ebenfalls nicht Folge geleiſtet nfolge
deſſen hat der General Fournier verfügt den Polizeipräſidenten zu ver
anlaſſen die betreffenden Herren wenn ſie nicht freiwillig kommen
zwangsweiſe vorführen zu laſſen Der Polizeipräſidenthat es aber abgelehnt in dieſer Richtung etwas zu unternehmen ebenſo
hat der Oberbürgermeiſter von Mülheim es abgelehnt der Anordnung
auf Vorführung des Herrn Thyſſen ſtattzugeben Wie wir von anderer
Seite erfahren haben ſich ſchließlich ſämtliche Herren und zwar General
direktor Keſten Bergaſſeſſor Olſe Direktor Schindler Generaldircklor
Tengelmann und Generaldirektor Wüſterhöfer freiwillig bei der Diviſion
in Düſſeldorf eingefünden wo ſie als Einleitung eines gegen ſie beab
ſichtigten kriegsgerichtlichen Berfahrens zu Protokoll eines Gerichtsoſſi
ziers über ihre Weigerung Reparationskohle zu liefern vernommen
wurden Sämmtliche Herren hielten ihre Weigerung unter Berufung auf
das ihnen vom Reichskohlenkommiſſar erteilte erbot aufrecht Den
Herren wurde zum Schluß eröffnet daß von ihrer Verhaftung vorläufig
Abſtand genommen werde daß ſie ſich aber jederzeit zur Verfügung des
Kriegsgerichts zu halten hätten

Ein Aufruf des deutſchen Handels und
Induſtrieigges

An die internationale Kaufmannſchaft
Berlin 18 Januar Der Hauptausſchuß des Deutſchen Jn

duſtrie und Handelstages hat nach einer Anſprache des Präſi
denten v Mendelsſohn eine Erklärung angenommen die einen
Aufruf an die internationale Kaufmannſchaft enthält Es heißt
in ihm Wir ſtellen im Namen von Deutſchlands Jnduſtrie und
ar vor der Kaufmannſchaft der ganzen Welt feſt daß die
franzöſiſche und die belgiſche Regierung die Vertreter von Handel
und d in den beſetzten deutſchen Gebieten der vollen mili
käriſchen Befehls und Strafgewalt unterwerfen und die Befugnis
in Anſpruch nehmen von Handelskammern Arbeitgeber und Ar
beitnehmerverbänden ſowie von Kaufleuten jede Auskunft zu ver
Iangen ſie ger Mitarbeit bei ihrem die deutſche Wirtſchaft ver
nichtenden Vorgehen zu zwingen und Büros und Betriebsanlagen

h h n ſich darletzung des Briefgeheimniſſes Der deutſche
mithin weil wir los ſind von den fremden

eine grobe
ann ſoll

Zwange unterworfen werden welchen kein geſittetes Volk dem
Kaufmannsſtande feines eigenen Landes zumuten würde Wir
wiſſen daß die Drohungen an der Feſtigkeit der deutſchen Unter
nehmer und Arbeitnehmer in Jnduſtrie Handel und Verkehr des
beſetzten Gebietes wie bisher ſo auch künftig wirkungslos ab
prallen werden Wir ſprechen beiden für ihre bisherige Haltung
den wärmſten Dank und aufrichtige Anerkennung aus aber dieſe
Zurerſicht enthebt uns nicht der Verpflichtung in dieſer Stunde
vor der ganzen Welt feſtzuſtellen daß von einer Nation die ſich
von jeher ihres Sinnes für Freiheit und Ritterlichkeit rühmte
ein ſo ſchmach voller und unerhörter Eingriff in
die Rechte eines freien Volkes und ſeines Kauf
mannsſtandes erſolgt iſt wie ihn die Welt noch nie geſehen
hat ſeitdem ſie den Begriff freier Kulturvölker und feierlich ge
ſchloſſener Friedensverträge kennt

J g 5Perhaftung deutſcher Beamfen

Berlin 19 Januar Eig Drahtmeldung Der Präſident
des Landesfinanzamtes Düſſeldorf Dr Schlutius wurde geſtern
von der franzöſiſchen Beſatzungsbehörde verhaftet nachdem er
vergeblich aufgefordert war die finanziellen Unterlagen der Ober
finanzkaſſe dem Finanzſachverſtändigen der franzöſiſchen Be
ſatzungsbehörde vorzulegen Er wurde unter Bewachung im Auto
fartgeführt Wohin er gebracht wurde iſt unbekannt Jn
Alteneſſen wurde ein Schutzpolizeibeamter von der Veſatzungs
ehörde verhaftet weil er einen franzöſiſchen Offizier nicht gegrü

hatte

Beſchlagnahme der Reichsbankgelder

Düſſeldorf 18 GEig Draßtmeldung Die
Franzoſen hatten heute vorintttag mit der Beſchlagnahme de
Celder bei der Reichsbank begonnen Sie forderten von re
Polizeiverwaltung 40 Poliziſten zur Abſperrung des Hindenburg
Walles wo das Gebäude der Reichsbank gelegen iſt Die Polizei
verwaltung erklärte daß ſie keinen Beamten zur Verfügung habe
und die Aufforderung ablehnen müſſe Die vor der Reichsbank
haltenden Autos wurden von den Franzoſen beſchlagnahmt

Befehl an die Liſenbahner
Berlin 19 Januar CEigene Drahtmeldung Wie wir erxfahren

hat der Reichsvperkehrsminiſter die unterſtellten Eiſenbahnbeamten
ouf den Paragraphen des Vervotes der Kohlenlieferungen an Frankreich
aufmerkſam gemacht wonach eine derartige Lieferung mit Gefängnis be
ſtrafſt wird Es iſt darauf hingewieſen daß dieſer Paragraph auch für
die Eiſenbahndirektion Eſſen Geltung hat

Kritit an der Kuhrafttion

Rom London Waſhington
Die führenden politiſchen Tageszeitungen Jtaliens verurteilen

mit einer Einhelligkeit die bemertenswert iſt die militäriſche
Aufzäumung der Ruhraktion Dieſe Stimmung der politiſchen
Welt Jtaliens findet ihren ſtäriſten Ausdruck in einem Schritt
den die italieniſche Regierung in Paris unternommen hat Der
diplomatiſche Mitarbeiter des Corriere della Sera berichtet
darüber folgendes

Die italieniſche Regierung weigert ſich nur
Jollwächter für die von Frankreich geplante Errichtung einer
Zollgrenze öſtlich der beſetzten Gebiete zu ſtellen da Jtalten nie
mals eine Jollgrenze nach Oſten befürworte Muſiolini hat auch
darauf bſtanden daß an der Spitze der Kontrolltommiſſion als
Ingenieur eine Zivilperſon und nicht ein Militär ſtehe
Dagegen befiehlt jetzt im Ruhrgebiet General Degoutte und
General Denvignes unterhandelt mit den Grubenbeſitzern Jn
diplomatiſchen Kreiſen Roms und zwar nichr nur in den italire
niſchen verhehlt man ſich den Ernſt der heiklen Lage nicht
die vorläufig ohne Ausweg zu ſein ſcheint

Poincaré wird von dem Schritt der italieniſchen Regierung
ebenſo wenig erbaut ſein wie über die Nachrichten über die Vor
gänge die ſich zwiſchen London und Waſhington abſpielen und
über die ein Londoner Telegramm berichtet

Eine deulſche Miſſion nach Enrland
London 19 Januar Eig Drahtmeldung Der Korreſpon

dent der Times telegraphiert aus Eſſen erfahre von
laubwürdiger Seite daß eine geheime deutſche e
iſſion von Berlin nach England abgereiſt iſt um die engliſ

Jntervention in der Ruhrkriſe herbeizuführen
London 18 Januar Zwiſchen der engliſchen und amerika

niſchen Regierung finden Verhandlungen ſtatt die die franzöſiſche
Politik im Ruhrgebiet zum Gegenſtand haben Beide Regierungen
haben ſich vorläufig dahin geeinigt eine Sonderaktion einſtweilen
nicht zu unternehmen und die weitere Entwicklung abzuwarten
Von einer ber Vowning Street naheſtehenden Seite wird dazuerklärt daß weder London noch u ton geſonnen
ſind auf die Dauer der tiaſtterfaten Entwidk
lung ihren Lauf zu laſſen Zum gegebenen Zeitpunktſollen freundſchaftliche Vorſtellungen bei der franzöſiſchen gle
rung erhoben werden die von n
ſein ſoden um möglichſt ſchnell qus
herauszufommen
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I

Rechlsfragen des Ruhrkrieges
Privpateigentum Bergwerke und Forſten
Die franzöſiſchen Generale im Ruhrgebiet ſind in ihrer Ent

täuſchung dazu übergegangen die Zechenbeſitzer mit Verhaftung
und Kriegsgericht zu bedrohen und Privateigentum zu beſchlag
nahmen Haften doch nach einem offenbar aus dem Bureau
Poincarés ſtammenden juriſtiſchen Wink des Petit Pariſien
die Grubenherren mit ihrem Vermögen für die Einziehung der
Kohlenſteuer durch Frankreich Angeſichts dieſer neueſten Sank
tionsverſchärfung fragt eine engliſche Zeitung das Daily Chro
nicle bis zur Schilderhebung Vonar Laws das Leibblatt Lloyd
Georges und ſozuſagen Regierungsorgan Nach welchem von den
Nationen anerkonnten Geſetze können die Franzoſen im Ruhrgebiet
gegen Privatbeſitz und Privatperſonen vorgehen Welche Be
fugnis haben die franzöſiſchen Militärbehörden Privatperſonen
zu verhaften und das Eigentum deutſcher Bürger mit Beſchlag
zu belegen Eine Antwort auf dieſe Fragen gibt das Londoner
Blatt nicht aber es weiß wohl ganz genau daß man darauf nur
erwidern kann Ein ſolches Geſetz oder eine ſolche Befugnis beſte
nicht Weder der Verſailler Vertrag noch das Völkerrecht bieten
eine Handhabe Der Verſailler Vertrag auf den Poincars in
ſeiner unglaublichen ſagen wir Kühnheit ſeine Pfänderpolittft
ſtützt läßt im Artikel 248 nur den Beſitz und die Einnahmequellen
des Deutſchen Reiches und der deutſchen Staaten für die Repa
rationsſchulden haften Ganz abgeſehen davon daß durch dieſen
Artikel nicht das Recht für eine einzelne fremde Macht hergeleitet
werden kann auf Grunv des Verſailler Vertrages zur Exekution
zu ſchreiten geht das eine mit unbedingter Sicherheit aus dieſem
Artikel hervor daß das Privateigentum von dieſer
Pfandhaftung ausgeſchloſſen iſt

Nicht anders iſt es wenn man den Verſailler Vertrag beiſeite
legt und das allgemeine Völkerrecht betrachtet Welche Pflichten
und Rückſichten obliegen der militäriſchen Gewalt auf beſetztem
gegneriſchen Gebiet Dieſe Frage iſt im Haager Abkommen
betreffend die Geſetze und Gebräuche des Landkrieges vom 18 Ok
tober 1905 geregelt und dann auf der zweiten Friedenskonferenz
im Haag 1967 von 41 Konferenzmächten einſchließlich Frankreich
Belgien und Deutſchland durch Unterzeichnung zum internatio
nalen Geſetz erhoben worden Dieſes Geſetz iſt durch den Weltkrieg
nicht abgeſchafft worden Es gilt nach wie vor In ſeinem dritten
Abſchnitt beſtimmt es daß die militäriſche Gewalt ſoweit kein
zwingendes Hindernis beſteht die Landesgeſetze zu beachten hat
daß Leiſtungen nur für die Bedürfniſſe des Beſatzungsheeres ge
fordert werden dürfen daß ſie bar zu bezahlen ſind daß das
Privateigentum zu beachten iſt und nicht eingezogen werden darf
Dieſe Grundſätze würden Anwendung zu finden haben wenn es
ſich um eine militäriſche Beſetzung feindlichen Gebiets im Land
kriege handeln würde Wieviel mehr werden ſie daher jedenfalls
als Mindeſtmaß des Schutzes des Privateigentums im vorliegen

Regierung erklärt durch die Beſetzung des Ruhrgebieis eine kriege
riſche Maßnahme nicht vorgenommen zu haben Das franzöſiſchen
Generale im Ruhrgebiet geht alſo wenn ſie ſich affch nur an die
Mindeſtforderungen des Völkerrechts halten wollten das Privat
eigentum und die Privatperſon gar nichts an

Etwas anderes iſt es allerdings mit den ſtaatlichen Berg
werten und den fiskaliſchen Forſten Die Pariſer Regierung
droht mit der Pfändung der Staatsgruben im Ruhrgebiet und
weil es bei dem neuen Feſtzug in einem hingeht auch mit der
Beſchlagnahme der Dominalforſten am linken Rheinufer Die
von den Staatsbehörden verwalteten Gruben vor allem die bei
Buer gelegenen Zechen Bergmannsglück und Weſtergold liefern
im Jahre rund 418 Millionen Tonnen Kohle Ungefähr die
gleiche Tannenzahl bringen die zu der Hibernia gehörigen
Zechen ſo daß die Jahresförderung der fiskaliſchen Gruben wie
der Petit Pariſien bereits richtig ausrechnet o Millionen
Tonnen beträgt Aber dieſe 9 Millionen Tonnen ſind erſt 10 Pro
zent der im Ruhrgebiet gewonnenen Kohlenmengen und die
franzöſiſchen Offiziöſen betonen bereits ſchadenfroh daß dieſe
Sanktion in keiner Weiſe die Pfänder beeinträchtige die der fran
zöſiſche Plan für ein Moratorium vorſehe Was die Staatsforſten
am Rhein anbelangt ſo wäre es nicht das erſte Mal daß die
Franzoſen ihre Hände nach dem Waldreichtum der Eifel aus
ſtrecken Zur napoleoniſchen Zeit mußte die ganze Eifel abge
holzt werden um die ungeheure von den Franzoſen auferlegte
Kontribution zu zahlen Die Eifel wäre das Sprungbrett zum
benachbarten Huns rück und außerdem liegen im beſetzten Ge
viet die großen bayeriſchen Staatsforften der Pfalz und die fiska
liſchen Waldungen des Niederrheins im Kölner und Düſſeldorfer
Bezirk Alle dieſe Zugriffe wären aber obwohl ſie ſich auf Ver
ſailler Pfänder beziehen wie ſchon geſagt vertrags und
völkerrechtswidrig weil Frankreich aus eigener Macht
vollkommenheit nicht zur Exekution ſchreiten darf Mit Recht

hot kain Schritt des franzöſiſchen Vormarſches mehr atwas zu tun
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Die Slädkcordnung vor dem Landkag
Berlin 18 Januar Jm Preußiſchen Landtage brachte am Donners

tag Miniſter des Jnnern Severing den erſten Teil der Verwaltungs
reform ein Es handelt ſich dabei um die Neugeſtaltung der Städte
und Landgemeindeordnung Die Verfaſſung und Verwaltungder Einzelgemeinden auf denen ſie die weiteren Kommunalverbände
des Kreiſes und der Provinz aufbauen werden durch den Entwurf neugeregelt Die gleichzeitige éinbrin ung auch der neuen provinzialen
Kreisordnung war nicht möglich da hier noch beſonders ſchwierige Fragen
zu löſen ſind Der Miniſter wies beſonders auf den Streitpun hin
ob Oberpräſident und Regierungspräſident gleichzeitig weiterdeſtehen
ſollen Er wies ferner auf die Beſtrebungen hin die auf Abſplitterung einzelner Teile von Preußen gerichtet ſind und denen
die Staatsregierung mit Unterſtützung der überwiegenden Mehrheit des
Landtages bisher hat erfolgreich entgegentreten können Gerade deswegen
ſei es zurzeit wenig empfehlenswert an eine Lockerung in der
preußiſchen Behördenorganiſation heranzutreten
Der Miniſter erinnerte an die Zeit als Freiherr vom Stein an ſein
großes Reformwerk heranging das aus der Stunde der Not heraus ge
boren war Jetzt wie damals habe Preußen und Deutſchland ſchwer
unter der Vergewaltigung unter Sanklivnen und Reguiſitionen über
mächtiger und übermütiger Feinde zu leiden gehabt Als Ziel der kom
mungalen Verwaliungsrcform habe Vereinfachung Berückſichtigung der
gegenwärtigen Stagtsform und Umgeſtaltung in neuzeitlichem Sinne zu
gelten Die Staatsregierung habe ſich jedoch davon ferngehalten die Ver
einheitlichnng ſo weit zu treiben daß ſie in Gleichmächerei ausarte
Hochgehaltene örtliche Eigentümlichkeiten ſeien geſchont worden Deshalb
habe man auch Magiſtra,sverfaſſung und Bürgermeiſterverfaſſung neben
einander beſichen laſſen Der Redner ging dann im einzelnen noch auf
ine Reihe von Streitpunkten ein die auch in der folgenden Beſprechung
eine hauptſächliche Rolle ſpielten Es handelte ſich dabei vor allem um
die Frage einer allzu großen Politiſierung der Beamten und um die
weitere Frage der Abgrenzung des Aufſichtsrechtes des Staates Jn der

Frage waren insbeſondere die Redner der Linken voran
der frühere Miniſterpräſtdent der Sozialdemokrat Hirſch wenig ein

erſtanden mit den Entwürfen Er wollte die Staatsaufſicht noch mehr
inſchränken und ſah in dieſem Mangel eine allzu große Erinnerung an

früheren Obrigkeitsſtaat Vor allem verlangten die Sozialdemokraten
daß die Wohlfahris Bau Geſundheitspolizei uſw den Gemeinden über

ieſen würden Stadtverordnetenverſammlung müſſe ähnlich dem
ag und den Landtagen die Entſcheidung bei Beſchlüſſen erhalten

de Ragiſtrat dürfe nicht weiter dieſe Veſchlüſſe durchkreuzen dürfen
nch für die Ernennung der Beamten müſſe die Stadtverordnetenver

einen entſcheidenden Einfluß erhalten Dieſe Fragen wurdenn I
zu iin der weiteren Ausſprache eingehend diskuriert insbeſondere der deutſch

Ab gegen die
Am Freitag wird

nat Abg Meyer Magdeburg führte ſeine Gegengründe
Auffaſſung des ſozialdemokratiſchen Redners in Feld

Beratung fortgeſetzt

Kundgebung des Zeichsverbandes der Induſtrie

WVerlin 19 Januar Eig Drahtmeldung Die Tagung von
Präſidium Vorſtand und Hauptausſchuß des Reichsverbandes der
Deutſchen Jnduſtrie wurde in Vertretung von Herrn Dr Sorge
von dem 2 Vorſitzenden Herrn Abr Froweln Elberfeld mit
folgender Anſprache eröffnet Seit nſerem letzten Zuſammenſein
iſt Deutſchland in eine für ſein Schickſal entſcheidende Entwmick
lung eingetreten Durch die feindlichen Handlungen haben die
Franzoſen uns die Handlungsfreiheit wiedergegeben und unſere
Regierung hat in Uebereinſtimmung mit dem geſamten deutſchen
Volk ſich geweigert weiterhin auf Grund des Fr edensvertrages
erarationen an die Franzoſen und Belgier zu leiſten Wir ſind

alſo zum erſten Mal ſeit vier Jahren in eine aktire Politik des
iderſtant gegen die Vergewaltigungen durch unſere Feinde
ngetreten Es gilt die Zöhne aufeinanderzubeißen
ir die wir unter den ſchweren phyſiſchen und rſyuchiſchen Be

taſtungen unſere Mitbürger im beſetzten Gebiet erdulden
müſſen nicht zu leiden haben ſchulden dieſen Mitbürgern ungus
löſchlichen Dank für ihre bisherige Haltung Veſcaderen Dank

ir Herrn Fritz Thoſſen der als Vorſprecher der Jnduſtrie

Dro

h u be 5i uhrrevers in Fiannhafter Weife gezeigt hot wie ein
ſcher zu handeln hat Wir wiſfſen daß der Einmarſch der

r d i 4 d 14 4 W 53an n in das Ruhrgebiet die erſte Etapre auf dem Wege den
nach Mostau ging ſein mußz und ſie wird es jein

wenn Wir einmütig alles das zurückſtellen was uns irennt und
wir Uns hinter die Regierung ſtellen in der Zuverſicht daß

ſie alles tun und nichts unterlaſſen wird um das Vernichtungs
per F abzuwenden Bleiben wir einig harren wir
aus ſo wird der Marſch ins Ruhrgebiet nicht der Anfang des

ſondern der Beginn eines neuen Auſſtiegs unſeres

re ar doe egerillue

Antergangs
PVatrrlgn eValerlandes ſein

rgteſt gegen die 5garbeſehnng
Die Reichsregierung hat jetzt eine Note
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B nor
DVölkerbund gerichtet in der ſie ertlärt daß ihr nunmehr

a der Vertrag von Verſailles ſchon drei Jahre in Kraft iſt die
Erſetzung der franzöſiſchen Truppen durch die vertraglich allein

Hendarmerie als eine der dringendſten Aufgaben er
ſcheint die die Durchführung des Vertrages im Saarbecken er
fordert Sie wiederyolt daher gegenüber dem Völkerbund ihre
zitte Maßnahmen zur beſchleunigten Zurückziehung der Truppen

ebiet treffen zu wollen Die Gründe die des
hern dazu angeführt werden liegen erſtens darin daß es mit

er Jdec und dem Zwecke einer Volksabſtimmung in keiner Weiſe
ereinbar iſt wenn in dem Abſtimmungsgebiet Truppen einer
der Mächte die im Wettbewerb um den endgültigen Veſitz des

mee S

ar

v iit

t
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Landes ſtehen mit der Aufrechterhaltung der Ordnung betraut
werden Weiter iſt es Sache der Regierungskommiſſlon für Ord
nung und Schutz von Perſonen und Eigentum zu ſorgen Trotz

dem wäre es jedoch nicht nötig zu dieſem Zweck Truppen zu unter
halten da ja die deutſche Regierung in der 50 Kilometerzone
guqh nur mit einer Gendarmerie auskommen muß und wenn dieſer
Grundſatz keine Geltung hätte ſchließlich überhaupt kein Staat
von der Größe des Saargebieis eine verläßliche Gendarmeriebeſitzen könnte Zwar hat die Regierungskom miſſion ertlärt ſie
werde die örtliche Gendarmerie entſprechend ihren budgetären
Mitteln und je nach Bedarf entwickeln Deren Zahl beträgt
ſedoch jetzt nur 153 Wann und ginge es in dieſer Weiſe weiter
ſo würde erſt in rund 60 Jahren eine entſprechende Gendarmerie
aufgeſtellt ſein die natürlich für den glatten und unbeeinflußten
Verlauf der Volksabſtimmung im Jahre 1935 nicht mehr in Be
tracht käme und dieſe dann allein von dem Wohlverhalten der
franzöſiſchen Truppen abhängen würde

Proteſt der engliſchen Handelskammer

London 18 Januar Tigene Drahimeldung Die Verrinigung
der engliſchen Haudelskammern hat ohne Diskuſſion eine Entſchließung
angenommen in der Einſpruch gegen die jetzigen Methoden der Repara
tionspolitik erhoben wird Dieſe enthalten die ſchwerſten Schädigungen
für den eng en Handel und die engliſche Induſtrie und verhindern
ebenſo ein Aufblühen der Ausfuhr wie eine wirkſame Bekämpfung der
Arbeitsloſigkeit in England Es werden verlaugi 1 Die Gewöhrung
eines Morotorſums an Deutſchland für eine grnügende Anzahl von Jahren

2 die ſoſfortige Fefſſerung der geſamten Reparationsſumme in einer
Höhe die bezahken kann und zwar verteilt auf eine vernünf
tige Anzahl von Jahren die Feſtſetzung von ſolchen Zwangsmaß
nahmen gegen Deurſchland wenn ſolche notwendig werden um Deutſch
land zur Erfüöllung ſeiner Verpflichtungen zu zwingen die von allen
Allilerten verautwortet werden können A die ſofortige Gewährung einer
internationalen Anleihe au Deutſchland mit Garantien für Verzinſung
und Amasrtiſagtion Der Präſident der Verrinigung bemerkte hierzu

Wir wünſchen den Fortbeſtans der Entenkte aber wir find der Anſicht
daß die Lage im Apgenhlig äußerſt gefährlich iſt

Die Lage in Metnel
Memel 18 Januar Eig Drahtmeldung Die Gerüchtevon einem Rückzug der Litauer ſind völlig unbegründet die Lage

iſt unverändert Die Botlſchafterkonferenz hat an den Oberkom
miſſar in Memel Letisne ein Telegramm gerichtet in dem es
heißt daß die Aufrechter haltung der Autorität der allicerten Nee
gierungen über das Remelland ganz außer Zweifel ſtehe Nach
dem zwei franöſtſche Torpedoboote und ein engliſcher Kreuzer inWMemel eingeiroſ en ſind werden am 21 Januar der franzöſiſche
Preuzer Voltaire und zwei Aviſos alſo insgeſamt 5 alliierte
Kriegsſchiffe dort vereinigt ſein

Die Bezüge der Kriegsbeſchädigten

Der Hauptausſchuß des Reichstages verhandelte am 15 Jan
über die Nachträge zum Reichshaushaltsplan Es handelte ſich
dabei um die Zuſtimmung des Reichstages zu den Dezember
und Janugrerhöhungen der BVeamtenbezüge ſollen gewährt
werden vom 1 Jan 1923 ab zu dem Grundgehalte den Diäten
dem Ortszuſchlag und den Kinderzuſchlägen 801 v vom 17 Jan
1923 ab 369 v H Dazukommt ein Frauenzuſchlag von monatlich
5000 M Die örtlichen Sonderzuſchläge werden allze
mein erhöht ſo z B für Orte mit bisher 33 v H für die erſte
Hälfte des Januar auf 40 v für die zweite Hälfte auf 46 v HRachdem der Miniſterialdireitor v Schlieben erklärt hatte
daß die Regierung zur Neuregelung der Grundgehälter noch keine
Stellung genommen habe und ſich der Demokrat Delius gegen
die Sonderzulagen ausgeſprochen hane auch die unglésichmähtge
Feſtſetzung der Grenzzulagen gerügt hatte wurden die Regierungs
anträge angenommen Erhöht wurden die Bezüge der Kriegs
beſchädigten über den Regierungsentwurf hinaus
für Schwerbeſchädigte die keinen Erwerb mehr ausüben
können Es werden nunmehr beziehen Kriegsbeſchädigte eine
menatliche Rente ron 26 000 eine erwerbsunfähige Witwe
14 000 eine elternloſe Waiſe 9000 eine vaterloſe Waiſe
5000 M Der beſondere Zuſchuß den Schwerbeſchädigte erhalten
wenn ſie für Kinder zu ſorgen haben wurde auf 5000 M feſt
geſetzt Die Nachzahlungen für Dezember wurden auf 25 v H
erhöht

Iur Arform des Geſchichteunte richks in Preußen

hat der Kultusminiſter Dr Boelitz einen Erlaß herausgegeben
der beachtenswerte Grundgedanken neben allgemeinen An
weiſungen über die Beſchaffung neuer Lehrbücher für Geſchichte
enthält Hiernach kommt es in erſter Linie auf vertieftes Ver
ſtändnis der geſchichtlichen Ereigniſſe unter Verzicht auf Viel
wiſſen an Die neuen Geſchichtslehrbücher die dem freien Wett

werb überlaſſen bleiben ſollen müſſen ein einfaches knappes

Deutſchland

S S gDer numerus Clauſus
Jritgemähe Studie zur Lehensfrage der Akademiker

enn das Wort numerus clausus die Bedeutung von Being der Anwurterzahl im Stagatsdienſt hat ſo iſt die Tat
der Einführung bereits im Beamten Dienmitcinkommengeſe

19209 begründet Nach S 13 ſoll nämlich die Zahl
r einszuſtellenden Änwärter für alle Staatsdienſtzweige all

ihrlich vom Fuchminiſter im Einverſtändnis mit dem Finanz
fengeſtellt werden Für Juriſten iſt der numerus

cdausus Sereits mit dem 1 Januar 1923 in Kraft getteten in
lologenkreiſen wird die Frage ſeit zwei Hahren dis

Utiert Dem preußiſchen Staatsrat iſt der Entwurf eines Ge
Abänderung des Ausführungsgeſetzes z G V G zu

ingen der ſich in mit der ſtaatlichen Auswahl aus der
Herichtsaßeſſorenzahl beſchäftigt Er beſagt Jſt ein Gerichts

enor nach Ablauf eines Jahres ſeit dem auf die Ablegung
roten Staatsorüfung zunächſt folgenden 1 April oder 1 Okt
ticht als Steltenanwärter übernommen ſo ſcheidet er aus dem
zuſtig dienſte aus Die Anwärterzahl ſoll aber nicht ſchon beim

fengeelt werden da ſich die Vedürfniszahl auf Jahre

t
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amen
s nicht mit Sicherheit ermitteln läßt und gerade die Refe

darieit die Grundlage für die Auswahl bilden ſoll
In letzter Stunde ergreift nun ein Mitglied des Stagtsrats

ſelber das Wort und macht ſchwere Bedenken geltend gegen den
a el Jn der Deutſchen Juriſtenzeitung 1922 Heft 23 24 führt
zuſtizrat Sallensleben etwa folgende Gründe dagegen ins Feld

Bisher behieit ber höhere Juſtizdienſt alle Anwärter bis ſie
eine Anſtellung gefunden oder ſich einen eigenen Beruf erwählt
halten Jetzt verliert der Aſſeſſor nach Ablauf des Wartejahres
den Rückhalt des Staatsdienſtes ſofern ihm nicht das große Los
zufällt in den Kreis der Anwärter aufgenommen zu werden
Wer ſoll die Auswahl vornehmen Die Miniſterien werden
heute von den politiſchen Parteien beſetzt und es iſt nicht von
der Hand zu weiſen daß durch dieſe politiſche Orientierung ouch
auf die Auswahl der Anwärter politiſche Einflüſſe ſich geltend
machen Hallensgleben fordert Einrichtung eines Flusſchuſſes in
jebem Oderlandesgezichtsbesirk wird aus den
e die gausſcheiben mäſſen Dor
Aſſeſſor t errdal

i

nonweidet z endalltis aus hns Man greift vſcht wieder auf zur e en Um
härter als die Seünde für die Rich Iternahme keineswegs in

der Perſon des Kandidalen zu liegen braucen ſondern in dem
mangelnden Bedürfnis der Behörde durch Richtfreiwerden von
Stellen So ſind die Ausſichten der Aſſeſſoren außerordentlichſchwankend Weiter Fel n die Aſſeſſoren keine andere An

ſtellung bekommen ſo werden ſie in den Rechtsanwaltsſtand ge
drängt ohne Rückſicht auf ihre rerfönliche Eignung und darauf
ob die Anwaltſchaft die Aufnahme dieſer ausgeſiebten Kräfte
tragen kann Sie muß ſie aver tragen da ſie ſich dagegen nicht
wehren kann Nach Friedländer Hachenburg und Heinitz kann
ſie es aber nicht ohne in ſchwerſte wirtſchaftliche Gefahren zu
kommen So wird auch ſie einen n el einführen Ein u el
erweckt ſo und ſoviel andere Nun bedürfen die Ausführungen
des Juſtizrats Hallensleben noch einiger Ergänzungen ſobald
man an die Frage der Einführung des numerus clausus bei den
Studienaſſeſſoren herangeht

Rach welchen ſachlichen Geſichtspunkten ſoll denn die Aus
wahl überhaupt erfolgen Sollen die Prüfungsergebniſſe maß
gebend ſein Für den Philologenſtand liegt keine Statiſtik vor
wohl aber bei den Juriſten 1913 find nur 13,9 Proz mit einem
höheren Pradikat bezeichnet worden als ausreichend 1920 nur
19,3 Proz Dabei erhielten nur 5 das Zeugnis Mit Aus
zeichnung die übrigen gut Die 19 Proz werden ſicher nicht
nur für den Bedarf im Juſtizdienſt gusreichen Wer ſoll nun aus
den Reihen der 81 Proz gewählt werden die nur ausreichend
zenſiert ſind, Dabei wird heute von ſeiten der Pfychologen das
Zenſurenweſen aufs lebhafteſte bekämnft Bei den Philologen
trafen die Städte die Auswahl bereits ſelbſtändig Sie hatten
aber auch nur ſoweit ein Recht dazu als ſie keine Staatszuſchüſſe
erhieltey Eine ſolche Stadt gibt es aber in der Provinz Sachſen
z B überhaupt nicht mehr Daher erfolgt die Anſtellung wie
in jeder Provinz der Reihe nach dem Dienſtalter Es würde mit
Einführung des v cl wie im Juriſtenſtande ſich bald eine be
wußte Zentraliſierung der Auswahl bemerkbar machen

Jſt der Juriſt bei dem heutigen Mangel an JZuriſten immer
noch eine geſuchte Perſönlichkeit in freien Berufen ſo treffen bei
der Ueberfüllung des Philologenberufes alle die vom Juſtizrat
Hallensleben geäußerten Bedenken in viel ſchärferem Maße bei
den Studienaſſeſſoren zu Die brennendſte Frage iſt ja auch ohne
n Was wird aus den St Aſſeſſoren die nicht
unterkommenDu welchen anderen bzw freien Berufen kann vbenn ein Alt
philologe ein Geograrh Natnzwiſſenſchaſtler ein St Aſſeſſor mit

e a n h n tere 677d da h ne b ar menrehe ateem

gaWnnh er in d er erbanderaming gögulegen und Dr ehe du Bauen Der
euſnrachler kann kaufmänniſcher Korreſpondent werden nach

dem er ſich abermals von neuem hat ausbilden laſſen der Ger
wianiſt gehn zur Not in die Bibliothekslaufbahn über oder als

Dramaturg ans Theater denn die Preſſe iſt nicht mehr aufnahme

Tatſachenduch darſtellen das möglichſt den Schüler durch alle
Klaſſen begleitet Dieſes Tatſachenbuch ſoll lediglich das Gerüſt
für das Geſchichtsmaterial ſein das der Lehrer mit den Schülern
gemeinſam in den Unterrichtsſtunden zu erarbeiten hat Die ver
altete Methode buchmäßiger Aneignung von e ſoll
fortfallen Die Stoffauswahl ſoll der nationalen Erziehung der
heranwachſenden Staatsbürger zu lebendiger Staatsgeſinnung

ienen

Der Veamtengbban bei der Eiſenbahn Jn einem Erlaß des
Reichsverkehrsminiſters wird darauf hingewieſen daß im Jnter
eſe eines beſchleunigten Beamtenabbaus in erſter Reihe ein Aus
ſcheiden der älteren Beamten in Vetracht zu ziehen ſei Auch den
älteren Beamten der Betriebsverwaltung müſſe das Ausſcheiden
aus dem Dienſt ernſtlich nahegelegt werden Bei eventuellen
Schwierigkeiten ſei eingehend zu prüfen ob dieſe Bedienſteten
auch erhöhten Anforderungen des Dienſtes in jeder Weiſe voll ge
nügten Verſchiedene Vortommniſſe in der letzten Zeit hätten
gezeigt daß äliere Veamte weder den Anforderungen gewachſenwären die die von ihnen auszuübende Diemiaufſicht noch denen

die die von ihnen perſönlich zu leiſtende Arbeit an ſie ſtelle Er
forderlichenfolls ſei hiernach die Penſionierung der Beamten von
unter und über 65 Jahren nach Maßgabe der einſchlägigen Ge
ſetzen heſt nungen zu hetreiben

Ofe Not der freien Verufe Ueberführung in Verwaltungs
ten Dem Preußiſchen Landtag iſt ein Urantrag der Abgeordn
Dr Dr Porſch und Genoſſen eingegangen der das Staats
miniſterium erſucht der drückenden Notlage der freien Berufe
Rechtsanwälte Aerzte Schriftſteller Redakteure uſw dadurch

entgegenzuwitken daß arbeitsfähige Angehörige der freien Be
rufe die eine Familie zu verſorgen haben aber aus Mangel an
Arbeit oder infolge unzureichenden Ertrags ihrer Arbeit hierzu
nicht in der Lage ſind in geeigneten Verwaltungsſtellen ſtatt der
jetzt dort tätigen jungen unverheirateten Aushilfskräfte beſchäftigt
werden ſoweit dies ohne Benachteiligung von anderweit ent
behrlich gewordenen Beamten Wartegeſdempfängern und ver
heirateten Angeſtellten geſchehen kann

Gegen die Autonomiebeſtrebungen in Oſtpreußen Der ge
ſchäftsführende Ausſchuß der Deutſchen Volkspartei Oſtpreußens
hat ſich in einer einmütigen Kundgebung gegen die unheilvollen
Autonomiebeſtrebungen in Oſtpreußen ausgeſprochen

Ein Solidaritätsfonds für die leitenden Angeſtellten des be
ſehten Ruhrbezirks Von den Maßnahmen der franzöſiſchen und

eigiſchen Beſatzungsbehörden werden beſonders die Ange
ſtellten in leitender Stellung im Berg undHüttenbetrieb ſowie im Verkehrsweſen und bei den
Güterverteilungsorganiſationen betroffen Die berufliche Soli
darität der leitenden Angeſtellten iſt auch hier bemüht den in der
wirtſchaftlichen Front um die Unabhängigkeit der deutſchen Wirt
ſchaft ringenden Kollegen unterſtützend zur Seite zu ſtehen Die
Vereinigung der leitenden Angeſtellten Vela Berlin Kurfürſt n
damm 220 hat einen Solidaritätsfonds zugunſten derjenigen An
geſtellten in leitender Stellung im Ruhrbezirk eingerichtet die in
folge ihres Eintretens für die deutſchen Intereſſen durch die Maß
nahmen der Beſatzungsbehörden ihre Stellung verlieren könnten
Auch die nicht in der Vela organiſierten leitenden Angeſtellten
ſind aufgefordert nach Kräften dieſen Solidaritätsfonds der
leitenden Angeſtellten zu ſtärken und zu erhöhen

Auch in Brüſſel glänzen die Parlamentarier durch Abweſen
heit Von den 190 Abgeordneten die die belgiſche Kammer zählt
waren geſtern nur 43 zur Prüfung des Budgets des Miniſteriums
für auswärtige Angelegenheiten zugegen Schließlich wurde das
Budget mit 26 gegen 17 Stimmen angeronn en

Zur Nachahmung Türkiſche Schadenerſatzforde rungen für einen go
töteten Gendarmen Die Türken fordern einen Schadenerſatz von 10000
engliſchen Pfund Sterling für einen Gendarmen der zu Weihnachten in
Tſchanak durch Zufall getötet wurde Andererſeits weigern ſie ſich, dis
beiden engliſchen Flieger herauszugeben die in ihre Hände gefallen ſind

iel

nene ehe
Am ensere Piitarbeiter
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Die auserordentliche Steigerung aller Postge
bühren nötigt uns zu der Mitteilung daß wir
un verlangt uns zugeschickte Arbeiten ohns eine

Verpflichtung für uns zur Aufbewahrung nur
datin wieder an die Absender zurückgehen lassen
werden wenn ihnen das erforderliche Porto

beigelegt wurde
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fähig Der Philologe muß jedenfalls umſatteln und weiter
bzw von neuem ſtudieren nachdem er ſich jahrelang auf den
Oberlehrerberuſf vorbereitet hat auch ohne u el Jſt die Aus
wahl der Studien Aſſeſſoren bei etwaiger Einführung des n el
an ſich rein ſachlich ſchon ſehr ſchwer ſo iſt die Perſönlichkeit
garnicht zu beurteilen denn die Studienreferendarzeit von
2 Jahren iſt eine Ausbildungszeit in der gewiſſermaßen Fehler
gemacht werden müſſen

Dazu kommt daß die Studienaſſeſſoren überdies ſchon alle
auf einer Provinzliſte ſtehen nur mit dem Unterſchiede daß ſie
auch dabei nicht wie die Gerichtsaſſeſſoren Anwärter im
Sinne des Beſoldungs Dienſteintommensgeſetzes ſind Jhre An
ſtellung erfolgte bisher nach dieſer Liſte auf Grund der An
ciennität

Es iſt richtig Der Staat muß ſparen Er muß den Beamten
apparat tatſächlich einſchränken Wenn er aber ältere Gerichts
und Studienaſſeſſoren von der Liſte nur einſach ſtreicht nachdem
ſie oft ein Jahrzehnt auf Anſtellung hin ſtudiert und gearbeitet
haben ſo bedeutet das eine maßloſe ſoziale Härte beſ aber gegen
die Kriegsteilnehmer Wir haben in der Provinz Sachſen um
ein Beiſpiel herauszugreifen unter den etwa 400 Studien
aſſeſſoren 88 die noch nicht angeſtellt ſind obwohl ſie bereits
1910 14 ihr Stagatsexamen beſtanden haben Von ihnen ſino 47
alſo über die Hälfte verheiratet Dieſe kann man doch nun nicht
einfach auf die Straße werfenl

Zugegeben daß der Staat tatſächlich das Recht haben muß
ſich ſeine Beamten auszuwählen ſo iſt es ganz unmöglich
Gerichts oder Studienaſſeſſoren nun jetzt einfach von der Liſte zu
ſtreichen oder ſie vor das Nichts zu ſtellen und auf die Erwerbs
loſenunterſtützung zu verweiſen

Es gilt hier Härten auf alle Fälle
kommt ja über kurz oder lang doch die Jeit da man die Aka
demiker mit der Laterne ſuchen geht Ein unzufriedener oder
We rfer Akademikerſtand wird unſere Republik nicht lieben
ernen

Führt der Staat auf Grund des Beamten Beſoldungsgeſetzes
von 1920 den vmumnerus clausus ein hat er die lichtung
1 Die betreffenden Laufbahnen von der lbank an ſchon zu
porren 2 Stagtliche Berufsvermittlungsſtellen einzurichten durch
le Beradſchiedeten Stellungen vermittelt werden

ung entſprechen ſt Tätigkeit wie nach
oſdung e leicht mlich die igere Frage für den
Staat nicht die wer für den Staatsdienſt ausgewählt werden ſoll
ſondern die s wird aus denen die nicht in den numerus
clausus aufgenommen werden

Möäge der Staat bevor ex die erſte Frage beantwortet die
Dr Georg Traune lHiallezweite praktiſch löſen

u vermeiden Denn es
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